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Jürgen Sremer

edienrechnt. n der PrayIis

IIe katholische Kirche und ihre ()r- Ce1INEes anderen seht und dIie ıu keine
sachliche Substanz erkennen lässt VWe1l-ganısatıonen SINa wichtige Pfejler der

deutschen Gesellschaft S1e stehen Aa terhin AQuUurfen OQıe Meiınungsaäußerungen
mıt auch 1m Blıckfeld der Offentlichkeit nıcht allgemeine (Jesetize un
und der Medien Grundkenntnisse über den Jugendschutz verstoßen Anders
Ae Splelregeln, denen dIie Medien S]eht W m1T7 Tatsachenbehauptungen
arbeıiten, sollte eshalhbh auch Innerhalh AUS. 1ese werden ın Art Grun:  CSELZ UONLIEJUGQLUTNIAXUND
der Kırche Zzu Allgemeingu ehören. nicht erwähnt. IIe Kechtsprechun hat
enn FTast jede Form der OÖffentlichen Qaraus geschlossen, Qass Tatsachenbe-
Kommunıikation unterliegt prinzıple auptungen nıcht den weltgehenden
einıgen mecjenrechtlichen Beurteilun- Schutz des Grundgesetzes enl]eßen
gen. Grundlegend für Qas Mecijenrec WIE Meiınungsäußerungen. S1e Sind 11UTr

1st Grundgesetzt, der dQas ec 1INSOWeIT zulässıg, als S1P sich als wahr
auf Ireie Meinungsäußerung beinhaltet hbewelsen lassen. 1er steht derjenige ın
Das Grundrecht steht jJedem Z  $ nicht der Bewelspflicht, der OQıe Behauptung
11UTr Journalisunnen und Journalisten, ın der Öffentlichkeit aufgestellt hat
auch dem nester, der VO  — der Kan- Für dIie Medien <allı INSOWEIT &e1INe Ver-
zel predigt. Für die mecjenrechtliche breiterhaftung. Das el uch WEEeNnN

Beurteilung 1st el Oohne Belang, Dritte Tatsachen behaupten, AüUrfen S1P
oh Oie Meinungsäußerungen richtig Aiese nicht ınfach ın die OÖffentlich-
oder Talsch SINd, ungerecht, unser1Ös, keit transportleren. S1e MUSSECN m1t der
wertvoll Oder wertlos erscheinen. 18 notwendigen or  a prüfen, oh Oie
es 1st ach uUuNScCIET Verfassung uUNCT-— Tatsachenbehauptungen UmMmMen oder
heblich ın der rage, H dIie ussagen nicht
zulässig SINa Oder nıcht IIe Verfas- Ihe Sorgfaltspflicht 1st dIie Kehrseilte der
sung zieht OQıe (ırenze allein dort, vIielen Presseprivilegien. DIe Medien
0S RrS1IC  1cC 11UTr OQıe Schmähun mMUusSsSsen ihre Aufgabe SCTI10S wahrneh- &1/
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Jürgen Bremer

Medienrecht in der Praxis

Die katholische Kirche und ihre Or-
ganisationen sind wichtige Pfeiler der 
deutschen Gesellschaft. Sie stehen da-
mit auch im Blickfeld der Öff entlichkeit 
und der Medien. Grundkenntnisse über 
die Spielregeln, unter denen die Medien 
arbeiten, sollte deshalb auch innerhalb 
der Kirche zum Allgemeingut gehören. 
Denn fast jede Form der öff entlichen 
Kommunikation unterliegt prinzipiell 
einigen medienrechtlichen Beurteilun-
gen. Grundlegend für das Medienrecht 
ist Art. 5 Grundgesetzt, der das Recht 
auf freie Meinungsäußerung beinhaltet. 
Das Grundrecht steht jedem zu, nicht 
nur Journalistinnen und Journalisten, 
auch dem Priester, der von der Kan-
zel predigt. Für die medienrechtliche 
Beurteilung ist dabei ohne Belang, 
ob die Meinungsäußerungen richtig 
oder falsch sind, ungerecht, unseriös, 
wertvoll oder wertlos erscheinen. Dies 
alles ist nach unserer Verfassung uner-
heblich in der Frage, ob die Aussagen 
zulässig sind oder nicht. Die Verfas-
sung zieht die Grenze allein dort, wo 
es ersichtlich nur um die Schmähung 

eines anderen geht und die Kritik keine 
sachliche Substanz erkennen lässt. Wei-
terhin dürfen die Meinungsäußerungen 
nicht gegen allgemeine Gesetze und 
den Jugendschutz verstoßen. Anders 
sieht es mit Tatsachenbehauptungen 
aus. Diese werden in Art. 5 Grundgesetz 
nicht erwähnt. Die Rechtsprechung hat 
daraus geschlossen, dass Tatsachenbe-
hauptungen nicht den weitgehenden 
Schutz des Grundgesetzes genießen 
wie Meinungsäußerungen. Sie sind nur 
insoweit zulässig, als sie sich als wahr 
beweisen lassen. Hier steht derjenige in 
der Beweispfl icht, der die Behauptung 
in der Öffentlichkeit aufgestellt hat. 
Für die Medien gilt insoweit eine Ver-
breiterhaftung. Das heißt: Auch wenn 
Dritte Tatsachen behaupten, dürfen sie 
diese nicht einfach in die Öff entlich-
keit transportieren. Sie müssen mit der 
notwendigen Sorgfalt prüfen, ob die 
Tatsachenbehauptungen stimmen oder 
nicht. 
Die Sorgfaltspfl icht ist die Kehrseite der 
vielen Presseprivilegien. Die Medien 
müssen ihre Aufgabe seriös wahrneh-



INECTIL, S1e mMUSSEeN rchug Informle- ehende Informationsprivilegien und
IcNh und ihre Informationen sorgfältg Auskunftsrechte zugebilligt. Gegenüber
zusammentragen. 1685 hedeutet nıcht, Privaten Qazu zählen mecjenrechtlich
Qass S1e VOT Ce1iner Veröffentlichung es auch OQıe Kırchen, ihre Urganisationen
gerichtsfest hıs ZU!T völligen u  arun und ihre Vertreter en dIie Massen-
C1INEeSs Sachverhalts recherchlert en mecien keinen Auskunftsanspruch. E1ın
MUSSeEeN. ber Je krnüscher 1in Bericht, olcher NsSpruc 1sT weder gesetzlich
desto mehr Anforderungen werden och verfassungsrechtlich vorgesehen.
AIie Recherche este fu der SeDO- IIe Massenmecdien und Privaten tLreiten

or  a gehört auch, AQass den auf der aslıs der Gleichberechtigun
Betroffenen C1INe Gelegenhe1 ZU!r Stel- mIıteINander ın Kontakt er Prıvate
lungnahme egeben WITrd. Und Qiese kann selhst entschelden, ob, m1t WE
Stellungnahme dQdarf wIederum nicht WI1Ie un ın welchem Umfang CT Qie
verkürzt werden, Qass der Sachverha OÖffentlichkeit Informleren 111 Er kann
ın SCEINemM ern verfälscht WITrd. Verzich- Pressetexte ausgewählte Medien
ten können Ae Medien auf dQas Angebot schicken, Pressekonferenzen einla-

den, Presseanfragen hbeantworten oder
auch nıcht Inwıeweltl e1ine Reaktion
nıcht 11UTr rechtlich zulässıg, SsoNdern ın

Ie gedruckte Ausgabe der Praxıs auch Sinnvoll lst, steht auf
e1nem anderen
Wer IntervIıews ebeten wWIrd, oder
selhst nNterviews einlädt, kann AIie
Kahmenbedingungen Qamıt auch selhst
festlegen. Man kann vereinbaren, Qass

ZU!T Stellungnahme 11UTr ausnahmswelse, der ext VOT Drucklegung autorısıert
WEeNnN innerhalhb e1iner angemessenenN wIrd, Qass OQıe ussagen Sanz wIeder-
TIS keine Außerung erfolgt oder en egeben werden mussen, Qass Ce1nNe
Interesse der OÖffentlichkeit Ce1iner Sperrfirist eingehalten wIıird eicCc 1ese
fortigen Veröffentlichung esteht Kautelen mMUuSsSen jJedoch VOT dem In-

tervIiew vereinbart werden. (O)b sıch AeIhe Kechtsordnung verlangt &e1INe ach
den Umständen gebotene or  a Medien dQarauf einlassen, 1st dQdann W1Ee-
1cC Jedes Detaıl wIıird insbesondere derum &e1INe andere ra Sind einzelne
VO  — der Jlagespresse ausrecherchlert Bedingungen Jedoch eiInmal vereinbart,
werden können. Deshalbh seht Qlje Sind S1P auch rechtlich verbindlich
Kechtsordnung VO  — e1nem eX1  en, Grundsätzlı esteht auch kein AÄAn-

Einzelfall ONMenNUHerten Ma ßstah AUS. spruch der Massenmedien auf fu-
18 1st der verfassungsrechtliche AÄAus- assung Veranstaltungen Prıvater
gangspunkt des Mecijenrechts und <allı 1ei menr SIl 1NSO WweIlt dQas Hausrecht
1 Wesentlichen sowohl für dIie Wort- des Veranstalters und der AUS dem
WIE für die Biıldberichterstattung. (1e- Privatrecht a  eleitete Grundsatz, dQas
enüber dem aa hat der Gesetzgeber Jeder selhst arüber eiiınaen kann,
den Pressevertretermnen und -Verire- welche Besucher CT welchen Be-
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men, d.h. sie müssen richtig informie-
ren und ihre Informationen sorgfältig 
zusammentragen. Dies bedeutet nicht, 
dass sie vor einer Veröff entlichung alles 
gerichtsfest bis zur völligen Aufklärung 
eines Sachverhalts recherchiert haben 
müssen. Aber je kritischer ein Bericht, 
desto mehr Anforderungen werden an 
die Recherche gestellt. Zu der gebo-
tenen Sorgfalt gehört auch, dass den 
Betroff enen eine Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben wird. Und diese 
Stellungnahme darf wiederum nicht so 
verkürzt werden, dass der Sachverhalt 
in seinem Kern verfälscht wird. Verzich-
ten können die Medien auf das Angebot 

gehende Informationsprivilegien und 
Auskunftsrechte zugebilligt. Gegenüber 
Privaten - dazu zählen medienrechtlich 
auch die Kirchen, ihre Organisationen 
und ihre Vertreter - haben die Massen-
medien keinen Auskunftsanspruch. Ein 
solcher Anspruch ist weder gesetzlich 
noch verfassungsrechtlich vorgesehen. 
Die Massenmedien und Privaten treten 
auf der Basis der Gleichberechtigung 
miteinander in Kontakt. Jeder Private 
kann selbst entscheiden, ob, mit wem, 
wie und in welchem Umfang er die 
Öff entlichkeit informieren will. Er kann 
Pressetexte an ausgewählte Medien 
schicken, zu Pressekonferenzen einla-
den, Presseanfragen beantworten oder 
auch nicht. Inwieweit eine Reaktion 
nicht nur rechtlich zulässig, sondern in 
der Praxis auch sinnvoll ist, steht auf 
einem anderen Blatt.
Wer um Interviews gebeten wird, oder 
selbst zu Interviews einlädt, kann die 
Rahmenbedingungen damit auch selbst 
festlegen. Man kann vereinbaren, dass 
der Text vor Drucklegung autorisiert 
wird, dass die Aussagen ganz wieder-
gegeben werden müssen, dass eine 
Sperrfrist eingehalten wird etc. Diese 
Kautelen müssen jedoch vor dem In-
terview vereinbart werden. Ob sich die 
Medien darauf einlassen, ist dann wie-
derum eine andere Frage. Sind einzelne 
Bedingungen jedoch einmal vereinbart, 
sind sie auch rechtlich verbindlich. 
Grundsätzlich besteht auch kein An-
spruch der Massenmedien auf Zu-
lassung zu Veranstaltungen Privater. 
Vielmehr gilt insoweit das Hausrecht 
des Veranstalters und der aus dem 
Privatrecht abgeleitete Grundsatz, das 
jeder selbst darüber befinden kann, 
welche Besucher er unter welchen Be-
dingungen zu seinen Veranstaltungen 

Autoreninfo
Siehe gedruckte Ausgabe.

zur Stellungnahme nur ausnahmsweise, 
wenn innerhalb einer angemessenen 
Frist keine Äußerung erfolgt oder ein 
Interesse der Öff entlichkeit an einer so-
fortigen Veröff entlichung besteht.
Die Rechtsordnung verlangt eine nach 
den Umständen gebotene Sorgfalt. 
Nicht jedes Detail wird insbesondere 
von der Tagespresse ausrecherchiert 
werden können. Deshalb geht die 
Rechtsordnung von einem flexiblen, 
am Einzelfall orientierten Maßstab aus. 
Dies ist der verfassungsrechtliche Aus-
gangspunkt des Medienrechts und gilt 
im Wesentlichen sowohl für die Wort- 
wie für die Bildberichterstattung. Ge-
genüber dem Staat hat der Gesetzgeber 
den Pressevertreterinnen und -vertre-
tern in diesem Zusammenhang weit-



zulassen 111 Fıne Ausnahme 1st ın S p kulturellen Entwicklungen krnüusch
Versammlungsgesetz vorgesehen, der begleiten. Miıt nu MUSSECN er auch
Pressevertretern en Zutnttsrecht Of- Vertreter der Kırche rechnen und Sof.
fentlichen Veranstaltungen e1inNTraum Qamıt en die Krnüuk aber auf
ınem Veranstalter 1st 0S grundsätzlic alschen Tatsachenbehauptungen he-
geEsTaALLEL, den Zugang SC1INer Ver- ruht, kann sich der Betroffene wehren.
anstaltung kontrolleren und dQamıt Ist dIie alsche Darstellun schon ın der
C1Ne Berichterstattung verhindern, Öffentlichkeit, 1st der chaden schon
hbzw. 11UTr bestimmten Medien Zugang angerichtet. asSs sich dQas verhindern?

gewähren. Handelt 0S sich aber he] Theoretisc ]Ja, ın der Praxı]s 1st *S

der Veranstaltung en re1gn1s VOT schwieng.
großer allgemeiner Bedeutung (etwa Nur WEnnn ( Zzu elspie ach einem
en Kirchentag) kann en ec auf Be- espräc m1t einem Journalısten nach-
richterstattung doch ın e1nem gewlssen vollziehbare Anhaltspunkte alUur 1018

Qass &e1INe n auf alschen TatsachenUmfang egeben SC1IN.
Hat sich OQıe IC aher einmal FEAU- beruht, kann WENN Ce1INe SOß. TSLTDESE-
Bert, hat auch S1E 1m nachhineimn 11UT hungsgefahr esteht m1t e1nem Tra
och eringe Einflussmöglichkeiten, auf C1Ne Einstweilige Anordnung C1Ne
WIE Ae Medien auf OQıe Informatnonen Unterlassungsverpflichtung vorläufig W  r‘reagleren: (O)b S1P S1E Sanz verwerten, durchgesetzt werden. I heser vorbeugen-
11UrTr Zzu Teıl, Oder Sar nıiıcht ber CE1INES de Unterlassungsanspruch lst, WEnnn CT

mMUuSsSen Oie Medien schon hbeachten: mi1t konkreten Tatsachen un  ert
Uurc Kürzungen dQdarf en Sachverha und dQamıt durchgesetzt werden kann,
nıcht verfälscht werden. en WIrksamer Rechtsschutz. In der Pra- UONLIEJUGQLUTNIAXUND
IIe Kırche 1st &e1INe Orlfentliche InsUtuh- V 1S werden Einstweilige Anordnungen

ber auch ihre Vertreterinnen und aher cher selten erlassen.
Vertreter hesitzen C1iNe Privatsphäre, Ist Ae Veröffentlichung schon auf dem
Ae Ae Medien nıcht verletzen AdUurfen ar stehen den Betroffenen mehrere
Tahu 1sT für dIie OÖffentlichkeit der SOBE- Möglichkeiten ZUT Verfügung. chnell
NannTe InUımbereich. Örper, an  el und vergleichswelse ınfach l1ässt sich
und Sexualıtät der Menschen SsSind ın C1INe Gegendarstellung durchsetzen. Miıt
der e der Medienöffentlichkeit der Gegendarstellung hat der Gesetzge-
Z Iheser Kernbereic der Per- hber C1INe Waffengleichheit einführen
SONLIC  elt 1sT ach UNSCIECEM Medien- wollen Wer den Presse-FPranger
recht geschützt. Veröffentlichungen eSsteE wIrd, So11 auch SC1INEe 1C der
können ausnahmsSweIlse zulässıg Sse1N, ın arlegen AdUurfen Ihe egeNdaAr-
WEnnn Betroffene selhst OQıe Offent- stellun 1st eshalb 1m wesentlichen
1C  el en, oder Prommente &e1inNne 11UTr Formalien ebunden, dIie Sitrıkt
gesellschaftlich hbedeutende und erneh- eingehalten werden muSsSsSen. Fıne
1C Diskrepanz zwıischen OÖffentlichem Wahrheitsprüfung Indet er niıcht
Auftreten und prıvater Lebensführung $ S1E dQarf 11UTr nicht Offensichtlich
erkennen lassen. unwahr SCIN. Der Gegendarsteller kann
IIe Aufgabe der Massenmecdien 1st CS, 41SO auch WEeNnNn CT 0S nıcht sollte
Ae gesellschaftlichen, politischen und en 319
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zulassen will. Eine Ausnahme ist in §6 
Versammlungsgesetz vorgesehen, der 
Pressevertretern ein Zutrittsrecht zu öf-
fentlichen Veranstaltungen einräumt.
Einem Veranstalter ist es grundsätzlich 
gestattet, den Zugang zu seiner Ver-
anstaltung zu kontrollieren und damit 
eine Berichterstattung zu verhindern, 
bzw. nur bestimmten Medien Zugang 
zu gewähren. Handelt es sich aber bei 
der Veranstaltung um ein Ereignis von 
großer allgemeiner Bedeutung (etwa 
ein Kirchentag) kann ein Recht auf Be-
richterstattung doch in einem gewissen 
Umfang gegeben sein.  
Hat sich die Kirche aber einmal geäu-
ßert, hat auch sie im nachhinein nur 
noch geringe Einflussmöglichkeiten, 
wie die Medien auf die Informationen 
reagieren: Ob sie sie ganz verwerten, 
nur zum Teil, oder gar nicht. Aber eines 
müssen die Medien schon beachten: 
durch Kürzungen darf ein Sachverhalt 
nicht verfälscht werden. 
Die Kirche ist eine öff entliche Instituti-
on. Aber auch ihre Vertreterinnen und 
Vertreter besitzen eine Privatsphäre, 
die die Medien nicht verletzen dürfen. 
Tabu ist für die Öff entlichkeit der soge-
nannte Intimbereich. Körper, Krankheit 
und Sexualität der Menschen sind in 
der Regel der Medienöffentlichkeit 
entzogen. Dieser Kernbereich der Per-
sönlichkeit ist nach unserem Medien-
recht geschützt. Veröffentlichungen 
können ausnahmsweise zulässig sein, 
wenn Betroff ene selbst an die Öff ent-
lichkeit gehen, oder Prominente eine 
gesellschaftlich bedeutende und erheb-
liche Diskrepanz zwischen öff entlichem 
Auftreten und privater Lebensführung 
erkennen lassen. 
Die Aufgabe der Massenmedien ist es, 
die gesellschaftlichen, politischen und 

kulturellen Entwicklungen kritisch zu 
begleiten. Mit Kritik müssen daher auch 
Vertreter der Kirche rechnen und ggf. 
damit leben. Falls die Kritik aber auf 
falschen Tatsachenbehauptungen be-
ruht, kann sich der Betroff ene wehren. 
Ist die falsche Darstellung schon in der 
Öff entlichkeit, ist der Schaden schon 
angerichtet. Lässt sich das verhindern? 
Theoretisch ja, in der Praxis ist es 
schwierig. 
Nur wenn es – zum Beispiel nach einem 
Gespräch mit einem Journalisten – nach-
vollziehbare Anhaltspunkte dafür gibt, 
dass eine Kritik auf falschen Tatsachen 
beruht, kann – wenn eine sog. Erstbege-
hungsgefahr besteht – mit einem Antrag 
auf eine Einstweilige Anordnung eine 
Unterlassungsverpflichtung vorläufig 
durchgesetzt werden. Dieser vorbeugen-
de Unterlassungsanspruch ist, wenn er 
mit konkreten Tatsachen untermauert 
und damit durchgesetzt werden kann, 
ein wirksamer Rechtsschutz. In der Pra-
xis werden Einstweilige Anordnungen 
aber eher selten erlassen. 
Ist die Veröff entlichung schon auf dem 
Markt, stehen den Betroff enen mehrere 
Möglichkeiten zur Verfügung. Schnell 
und vergleichsweise einfach lässt sich 
eine Gegendarstellung durchsetzen. Mit 
der Gegendarstellung hat der Gesetzge-
ber eine Art Waff engleichheit einführen 
wollen. Wer an den Presse-Pranger 
gestellt wird, soll auch seine Sicht der 
Dinge darlegen dürfen. Die Gegendar-
stellung ist deshalb im wesentlichen 
nur an Formalien gebunden, die strikt 
eingehalten werden müssen. Eine 
Wahrheitsprüfung findet daher nicht 
statt, sie darf nur nicht off ensichtlich 
unwahr sein. Der Gegendarsteller kann 
also – auch wenn er es nicht sollte – 
lügen. 



Ihe Gegendarstellung 1111USS u. folgen- uge Darstellun ın der Presse gelesen,
de Punkte enthalten: Oie Überschrift aher VO Unterlassungsanspruch nıchts
„Gegendarstellung“, AIie Bezeichnung mıtbekommen hat Deshalhbh 1st ın Aiesen
der Veröffentlichun und deren Ah- Fällen prüfen, H dIie Redaktıon 1in
Adruckdatum un Abdruckstelle, Qas Verschulden der unrichtigen Bericht-
11a der alschen Behauptungen ın der erstattung in ft Ist S1P Ihren Sorgfalts-
Veröffentlichung, AIie eigene FErwıde- pflichten nıcht ın auUsreichendem Mal
rung SOWIE Ae e1ıgene Unterschnft. Hs nachgekommen, könnte en Nspruc
dQarf 11UT auf Tatsachenbehauptungen auf Widerruf Oder C1INe Kıchtigstellung
erwıidert werden, nicht aufMeiınungsäu- durchsetzbar SCIN.
erungen und Wertungen. Der Umfang Der achtel AIieses Anspruches 1st, Aass
der Erwıderung I11USS angemessenh SC1IN ( verhältnısmäßı1 an dauern kann,
und der Betroffene I11USS 1in berechug- hıs CT 1m Instanzenzug durchgesetzt Ist.
tes Interesse der Gegendarstellung Der Nspruc VOFaus, Qass e1iNe
en Hat OQıe Redaktıon einen Fehler Tasachenbehauptung vorliegt, OQıe nıcht
ın an gemMessCNer eISE schon VOTl sich hbewiesen werden kann. 1e8 I11USS ın
AUS berichtigt, ın der e Qas einem ordentlichen Gerichtsverfahren
berec  1  e Interesse des Betroffenen belegt werden, dQas AIie verschledenen
auf &e1INe eigene Gegendarstellung. Zum Instanzen durchlaufen kann. Häufig
chluss 111USS der Ahbdruck der (1Je- wIrd über alle Gerichtsinstanzen hinwesg
gendarstellung auscdrücklich verlangt gestritten, auch darüber, obh 0S sich
werden. &e1INe Meiınungsäußerung Oder C1INe Iat-
Eın Unterlassungsanspruch kann gel- sachenbehauptung gehandelt hat IIe
tend emacht werden, WEnnn dIie Gefahr Betroffenen brauchen emgemä einen
besteht, Qass unrichtige Darstellungen langen Atem
Oder Schmä  nUüken welIter veröffent- Bel vorsätzlichen Ooder Tahrlässigen
1C werden, eiwa WEeNnN ach e1ıner Kechtsverletzungen Uurc edienDe-
Gegendarstellung Oie Redaktıon aul richterstattungen kommt nıcht 11UTr he]
Ihrer Darstellun eharrt unwahren Tatsachenbehauptungen,

SsoNnNdern auch he]l zutreffender Bericht-Der Unterlassungsanspruch 1st wichtig,
Wiederholungen vermeılden. erstattung etiwa über Sachverhalte AUS

Er 1st aber 1NSOwWeITt häufig für OQie der Privatsphäre en Schadensersatzan-
Betroffenen unbefriedigend, we1l die spruch nIrage.
Offentlichkeit häufig ZWarTr OQıe unrich-
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Die Gegendarstellung muss u.a. folgen-
de Punkte enthalten: die Überschrift 
„Gegendarstellung“, die Bezeichnung 
der Veröffentlichung und deren Ab-
druckdatum und Abdruckstelle, das 
Zitat der falschen Behauptungen in der 
Veröffentlichung, die eigene Erwide-
rung sowie die eigene Unterschrift. Es 
darf nur auf Tatsachenbehauptungen 
erwidert werden, nicht auf Meinungsäu-
ßerungen und Wertungen. Der Umfang 
der Erwiderung muss angemessen sein 
und der Betroff ene muss ein berechtig-
tes Interesse an der Gegendarstellung 
haben. Hat die Redaktion einen Fehler 
in angemessener Weise schon von sich 
aus berichtigt, fehlt in der Regel das 
berechtigte Interesse des Betroff enen 
auf eine eigene Gegendarstellung. Zum 
Schluss muss der Abdruck der Ge-
gendarstellung ausdrücklich verlangt 
werden.
Ein Unterlassungsanspruch kann gel-
tend gemacht werden, wenn die Gefahr 
besteht, dass unrichtige Darstellungen 
oder Schmähkritiken weiter veröff ent-
licht werden, etwa wenn nach einer 
Gegendarstellung die Redaktion auf 
ihrer Darstellung beharrt. 
Der Unterlassungsanspruch ist wichtig, 
um Wiederholungen zu vermeiden. 
Er ist aber insoweit häufig für die 
Betroffenen unbefriedigend, weil die 
Öff entlichkeit häufi g zwar die unrich-

tige Darstellung in der Presse gelesen, 
aber vom Unterlassungsanspruch nichts 
mitbekommen hat. Deshalb ist in diesen 
Fällen zu prüfen, ob die Redaktion ein 
Verschulden an der unrichtigen Bericht-
erstattung triff t. Ist sie ihren Sorgfalts-
pfl ichten nicht in ausreichendem Maß 
nachgekommen, könnte ein Anspruch 
auf Widerruf oder eine Richtigstellung 
durchsetzbar sein. 
Der Nachteil dieses Anspruches ist, dass 
es verhältnismäßig lange dauern kann, 
bis er im Instanzenzug durchgesetzt ist. 
Der Anspruch setzt voraus, dass eine 
Tasachenbehauptung vorliegt, die nicht 
bewiesen werden kann. Dies muss in 
einem ordentlichen Gerichtsverfahren 
belegt werden, das die verschiedenen 
Instanzen durchlaufen kann. Häufig 
wird über alle Gerichtsinstanzen hinweg 
gestritten, auch darüber, ob es sich um 
eine Meinungsäußerung oder eine Tat-
sachenbehauptung gehandelt hat. Die 
Betroff enen brauchen demgemäß einen 
langen Atem.
Bei vorsätzlichen oder fahrlässigen 
Rechtsverletzungen durch Medienbe-
richterstattungen kommt nicht nur bei 
unwahren Tatsachenbehauptungen, 
sondern auch bei zutreff ender Bericht-
erstattung etwa über Sachverhalte aus 
der Privatsphäre ein Schadensersatzan-
spruch infrage. 


